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Schreiben des Staatsministeriums vom 10. Juli 2018:

die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben auf ihrer Konfe-
renz am 14. Juni 2018 den Entwurf des Zweiundzwanzigsten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrags (22. RÄStV) beschlossen und zugleich in Aussicht genom-
men, diesen bis zu ihrer Konferenz vom 24. bis 26. Oktober 2018 zu unterzeich-
nen. Im Hinblick auf den Beschluss der Landesregierung vom 11. Juli 1979 und
die zwischen Landtag und Landesregierung getroffenen Absprachen darf ich Ih-
nen hiervon Kenntnis geben. Ergänzend möchte ich Sie nachfolgend über die we-
sentlichen Inhalte des Staatsvertragsentwurfs und die Ergebnisse der Anhörung
unterrichten.

I. Wesentliche Inhalte des Entwurfs des Zweiundzwanzigsten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrags

Eine Fortentwicklung des Telemedienauftrags ist wichtig, damit die öffentlich-
rechtlichen Angebote auch im Internet zeitgemäß angemessen verbreitet werden
können. Kernpunkte des Staatsvertragsentwurfs sind neue Regelungen zur Kon-
kretisierung des Verbots der Presseähnlichkeit, die Möglichkeit zur Einstellung
von angekauften europäischen Spielfilmen und Serien in die Mediatheken der öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sowie neue Regelungen zur sogenannten
Verweildauer. Darüber hinaus konnte der öffentlich-rechtliche Telemedienauftrag
in weiteren Punkten zeitgemäß fortentwickelt werden. Belange der Film- und 
Medienproduktionswirtschaft wurden in einer Protokollerklärung aller Länder zu
§ 11 d Absatz 2 des Rundfunkstaatsvertrags, die sich an den Entwurf des Staats-
vertrags anschließt, berücksichtigt.

1. Presseähnlichkeit und Sendungsbezug

Streitig war lange Zeit vor allem die Konkretisierung des Verbots der Presseähn-
lichkeit beziehungsweise der Sendungsbezug der Telemedien. Dies betrifft im
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Grundsatz die Frage von Texten in den Online-Angeboten der öffentlich-recht -
lichen Rundfunkanstalten. Der zu diesen beiden Themen nun vorgelegte Vor-
schlag für einen § 11 d Absatz 7 RStV-E enthält das Verbot presseähnlicher öf-
fentlich-rechtlicher Telemedienangebote und grenzt diese nach äußeren Kriterien
ab. So sind die Telemedienangebote im Schwerpunkt mittels Bewegtbild oder
Ton zu gestalten, wobei Text nicht im Vordergrund stehen darf. Zudem ermög-
licht er unter näheren Voraussetzungen textliche Telemedienangebote mit Sen-
dungsbezug. Darüber hinaus bestehen Ausnahmen zum Beispiel für Sendungs-
transkripte oder Maßnahmen zum Zweck der Barrierefreiheit.

Für Fragen der Anwendung dieser Regelungen soll von den öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten und den Spitzenverbänden der Presse eine Schlichtungsstelle
eingerichtet werden (§ 11 d Absatz 7 RStV-E).

2. Verweildauer und Inhalte

In § 11 d Absatz 2 RStV-E wurden Regelungen zur sogenannten Verweildauer,
das heißt zur Frage, wie lange die Angebote der öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten online verfügbar sein dürfen, vorgesehen. Sendungen der Programme
auf Abruf sollen künftig sowohl vor als auch nach deren Ausstrahlung im Internet
angeboten werden können. Bisher waren lediglich bis zu sieben Tage nach der
Ausstrahlung vom Auftrag erfasst. Zudem soll der öffentlich-rechtliche Rundfunk
zukünftig eigenständige audiovisuelle Inhalte im Internet anbieten können, z. B.
Videos, Audios oder Livestreams (§ 11 d Absatz 2 Nr. 1 RStV-E).

Darüber hinaus sollen zukünftig auch angekaufte europäische Spielfilme und Fol-
gen von Fernsehserien in den Mediatheken bereitgestellt werden können. Diese
dürfen, unter der Voraussetzung, dass die entsprechenden Rechte hierfür erwor-
ben wurden, bis zu dreißig Tage nach deren Ausstrahlung im Internet angeboten
werden, wobei die Abrufmöglichkeit grundsätzlich auf Deutschland zu begrenzen
ist (§ 11 d Absatz 2 Nr. 2 RStV-E). Bislang konnten sogenannte angekaufte Werke
durch den öffentlich-rechtlichen Rundfunk nicht im Internet zur Verfügung gestellt
werden. Für außereuropäische Produktionen ist dies weiterhin nicht möglich.

Schließlich wurde auch eine Fortentwicklung um Sendungen ihrer Programme
auf Abruf von Großereignissen, wie zum Beispiel Olympischen Spielen oder Fuß-
ball-Weltmeisterschaften, sowie von Spielen der 1. und 2. Fußballbundesliga bis
zu sieben Tage danach vorgesehen (§ 11 d Absatz 2 Nr. 3 RStV-E). Bislang waren
lediglich 24 Stunden nach der Ausstrahlung umfasst. 

Im Hinblick auf die Belange der Filmwirtschaft ist zudem eine Protokollerklärung
aller Länder zu § 11 d Absatz 2 RStV-E vorgesehen. In dieser betonen die Länder
die Notwendigkeit fairer Vertragsbedingungen zwischen ARD und ZDF einer-
seits und der Film- und Medienproduktionswirtschaft andererseits. Vor dem Hin-
tergrund der kontinuierlich wachsenden Bedeutung von Abrufangeboten im Inter-
net ist es geboten, die derzeitigen Vertragsbedingungen in einer Weise anzupas-
sen, die der Film- und Medienproduktionswirtschaft unter Berücksichtigung einer
Rechteverteilung eine angemessene Finanzierung der Produktionen sichert, die
sie für ARD und ZDF auch zur Nutzung im Internet liefert. ARD und ZDF wer-
den daher gebeten, die Vertragsbedingungen insbesondere hinsichtlich der Tele-
medienangebote zu aktualisieren und, soweit dies mit den Grundsätzen der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit vereinbar ist, zu verbessern.

3. Weitere wesentliche Inhalte des 22. RÄStV

Darüber hinaus soll der Telemedienauftrag, neben einer Neudefinition des Be-
griffs der öffentlich-rechtlichen Telemedienangebote, in den nachfolgend darge-
stellten Bereichen fortentwickelt werden:

–  Fortentwicklung des Auftrags um zeit- und kulturgeschichtliche Archive mit
informierenden, bildenden und kulturellen Themen (§ 11 d Absatz 2 Nr. 4
RStV-E).

–  Fortentwicklung des Auftrags um die Möglichkeit interaktiver Kommunikation
(§ 11 d Absatz 3 Satz 1 RStV-E).
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–  Fortentwicklung des Auftrags um eine Gestaltung, die die Belange der Men-
schen mit Behinderungen besonders berücksichtigt (§ 11 d Absatz 3 Satz 2
RStV-E), und mit möglichst barrierefrei zugänglichen elektronischen Portalen
(§ 11 d Absatz 4 Satz 1 RStV-E).

–  Fortentwicklung des Auftrags um die Möglichkeit, Telemedien auch außerhalb
des dafür jeweils eingerichteten eigenen Portals anzubieten, soweit dies aus
journalistisch-redaktionellen Gründen zur Erreichung der Zielgruppe geboten
ist (§ 11 d Absatz 4 Satz 2, Absatz 6 RStV-E).

–  Fortentwicklung des Auftrags von ARD, ZDF und Deutschlandradio, um die
Pflicht zur Vernetzung ihrer Telemedien soweit sie für eine Vernetzung aus
journalistisch-redaktionellen Gründen geeignet sind, z. B. durch Verlinkung
(„Soll“-Regelung in § 11 d Absatz 4 Satz 3 RStV-E). 

–  Fortentwicklung des Auftrags von ARD, ZDF und Deutschlandradio um die
Pflicht zur Verlinkung auch auf Inhalte, die Einrichtungen der Wissenschaft
und der Kultur anbieten und die aus journalistisch-redaktionellen Gründen für
die Telemedienangebote geeignet sind („Soll“-Regelung in § 11 d Absatz 4
Satz 4 RStV-E).

–  Beibehaltung des Katalogs nicht zulässiger Telemedienangebote (§ 11 d Absatz 5
RStV-E) und der „Negativliste“ als Anlage zum Rundfunkstaatsvertrag.

–  Verpflichtung, in den Geschäftsberichten darzustellen, in welcher Weise der
Erwartung der Länder zu fairen Vertragsbedingungen zwischen ARD und ZDF
einerseits und der Film- und Medienproduktionswirtschaft andererseits Rech-
nung getragen wird (§ 11 e Absatz 3 Satz 2 RStV-E).

–  Erweiterung des inhaltlichen Umfangs von Telemedienkonzepten (§ 11 f Ab-
satz 1 RStV-E) um die Beschreibung internetspezifischer Gestaltungsmittel,
die Gründe für das Angebot von Telemedien außerhalb des jeweils eingerichte-
ten eigenen Portals und insoweit vorgesehene Maßnahmen sowie differenzierte
Fristen für die Verweildauern.

–  Erweiterung der Anforderung an Marktgutachten im Rahmen des Drei-Stufen-
Tests auf eine Prüfung der Auswirkung auf alle relevanten Märkte (§ 11 f Ab-
satz 4 Satz 3, Absatz 5 Satz 4 RStV-E).

–  Präzisierung der Anforderungen an die Notwendigkeit zur Erstellung eines Tele-
medienkonzepts im Falle einer wesentlichen Änderung (§ 11 f Absatz 3 bis 7
RStV-E).

–  Übergangsregelung für bestehende Telemedienkonzepte.

II. Wesentliche Anhörungsergebnisse und Stellungnahme

Zum von der Rundfunkkommission der Länder am 31. Mai 2017 freigegebenen
Regelungsentwurf wurde zwischen dem 2. Juni und dem 7. Juli 2017 von der für
den Bereich Telemedienauftrag federführenden Staatskanzlei Sachsen-Anhalt für
die Staats- und Senatskanzleien der Länder eine Online-Konsultation durchge-
führt. Im Rahmen der Online-Konsultation wurde den Betroffenen, aber auch al-
len anderen Interessierten Gelegenheit gegeben, zu den Regelungsentwürfen Stel-
lung zu nehmen. Insgesamt gingen in diesem Rahmen 64 Stellungnahmen von
ARD, ZDF, Deutschlandradio, von Gremien der Rundfunkanstalten, Einrichtun-
gen der Zivilgesellschaft, Verbänden und Unternehmen der Medienwirtschaft,
Wissenschaftlern und Privatpersonen ein. Die Stellungnahmen sind auf den Inter-
netseiten des Landes Sachsen-Anhalt veröffentlicht.

Am 8. August 2017 wurde der Regelungsvorschlag nochmals im Rahmen eines
Fachgesprächs mit Betroffenen in Berlin erörtert. 

In der Folgezeit gaben insbesondere Verbände der Verleger aber auch der Film-
und Medienproduktionswirtschaft weitere Stellungnahmen zu fortentwickelten
Regelungsentwürfen ab. Zudem erfolgten erneute Gespräche auf Arbeitsebene so-
wie auf politischer Ebene. In die Sitzung der Rundfunkkommission am 31. Januar
2018 waren schließlich Vertreter von ARD, ZDF und Deutschlandradio sowie der
Produzentenallianz eingeladen. Die jeweils vorgetragenen Bedenken der Betrof-
fenen wurden auch in diesem Rahmen erörtert. 
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1. Wesentliche Anhörungsergebnisse

Vonseiten der Verlage, der privaten Rundfunkunternehmen und den Filmprodu-
zenten wurden Vorbehalte gegenüber einer Ausweitung des Telemedienauftrags
vorgebracht. Befürchtet wurden vor allem marktliche Auswirkungen und eine zu-
nehmende Konkurrenz durch den öffentlich-rechtlichen Rundfunk.

Insbesondere die Zeitungsverleger sahen ihre Bezahlmodelle im Netz gefährdet,
wenn kostenfreie Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks noch vielfälti-
ger würden. Der Regelungsentwurf solle ein klares Verbot presseähnlicher Inhalte
enthalten.

Vertreter privater Rundfunkunternehmen kritisierten grundsätzlich, dass sich der
öffentlich-rechtliche Rundfunk zukünftig uneingeschränkt im Internet bewegen
könne und die geplante Änderung des Telemedienauftrags schwere Nachteile für
die private Medienwirtschaft nach sich ziehen werde. Befürchtet wurden unter an-
derem marktliche Auswirkungen, eine zunehmende Konkurrenz sowie eine Ge-
fährdung von Bezahlmodellen im Netz, wenn kostenfreie Angebote des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks zunähmen.

Vertreter der Filmwirtschaft wiesen auf die Dominanz von ARD und ZDF als
Auftraggeber oder Erwerber der von der Filmwirtschaft produzierten oder vertrie-
benen Werke hin. Daraus folgten für die Filmwirtschaft nachteilige Vertragsbe-
dingungen, insbesondere seien die bezahlten Entgelte zu gering. Diese Position
von ARD und ZDF werde noch gestärkt, wenn nun auch angekaufte Spielfilme
und angekaufte Folgen von Fernsehserien in die Mediatheken eingestellt werden
dürften. Damit würde eine mögliche Nachverwertung der Werke durch Vertriebs -
unternehmen künftig unmöglich.

Von ARD, ZDF und Deutschlandradio wurde eine Fortentwicklung des Teleme-
dienauftrags als notwendig erachtet, unter anderem um dem veränderten Medien-
nutzungsverhalten der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler Rechnung tragen
zu können. Diese erwarteten, zeitsouverän und mobil auf die für sie interessanten
Inhalte des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zugreifen zu können. In der Praxis
stießen die Telemedien von ARD, ZDF und Deutschlandradio immer wieder an
rechtliche Grenzen aus der analogen Welt, wenn sie angesichts der Entwicklun-
gen neue Formen der Teilhabe oder Kommunikation in einem nicht kommerziel-
len Umfeld anbieten wollten. Vertreter von ARD und ZDF wiesen darüber hinaus
die Kritik der Kreativwirtschaft unter anderem mit Verweis auf die mit den Film-
verbänden vereinbarten Terms of Trade zurück.

Einrichtungen der Zivilgesellschaft befürworteten den Staatsvertragsentwurf oder
forderten, dass den Rundfunkanstalten künftig deutlich größere Möglichkeiten im
Internet eingeräumt werden sollten.

2. Stellungnahme

Die Notwendigkeit einer Fortentwicklung des Telemedienauftrags war in der Ver-
gangenheit weitgehend unstrittig. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk muss einer-
seits attraktiv sein und dem veränderten Mediennutzungsverhalten Rechnung tra-
gen. Andererseits war der Online-Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
seit Jahren für die private Seite, insbesondere für die Zeitungsverleger, einer der
sensibelsten Streitpunkte überhaupt, auch wenn die Zeitungsverlage sicherlich mit
in anderen Bereichen liegenden Herausforderungen konfrontiert sind. Die Verlage
sollten jedoch nicht durch beitragsfinanzierte ausufernde Texte im Internet beein-
trächtigt werden. Für einen zeitgemäßen Rundfunkauftrag sind solche Texte nicht
notwendig. Mit dem nun formulierten Staatsvertragsentwurf liegt zur Frage der
Konkretisierung des Verbots der Presseähnlichkeit beziehungsweise zur damit
verbundenen Frage des Sendungsbezugs ein Regelungsentwurf vor, der unter Ein-
beziehung von öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und dem Bundesverband
Deutscher Zeitungsverleger e. V. (BDZV) konsentiert wurde. Sowohl die öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten als auch der BDZV haben den Entwurf aus-
drücklich begrüßt. Der zur Konkretisierung des Verbots der Presseähnlichkeit er-
arbeitete Vorschlag stellt eine ausgewogene Berücksichtigung der Interessen dar. 

Private Rundfunkveranstalter und die Film- und Medienproduktionswirtschaft
stehen dem Entwurf weiterhin kritisch entgegen. Die Belange der Film- und Me-
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dienproduktionswirtschaft sind bekannt und wurden mehrfach, auch auf politi-
scher Ebene, erörtert. Die Länder haben den Interessen der Film- und Medienpro-
duktionswirtschaft in der dargestellten Protokollerklärung aller Länder zu § 11 d
Absatz 2 RStV-E Rechnung getragen.

Belange privater Rundfunkveranstalter wurden insbesondere bei der Beschrän-
kung der Verweildauer in § 11 d Absatz 2 Nr. 2 RStV-E auf 30 Tage sowie der
Beschränkung auf europäische Werke mit einer Begrenzung der Abrufmöglich-
keit auf Deutschland berücksichtigt. Zudem unterscheiden sich die Inhalte der öf-
fentlich-rechtlichen Angebote wesentlich von denen privater Unternehmen. Bei
privaten VoD-Plattformen stehen meist andere, außereuropäische Inhalte im Vor-
dergrund, sodass wesentliche Auswirkungen auf diesem Markt nach derzeitigem
Sachstand nicht zu erwarten sind. Schließlich ist auch zu berücksichtigen, dass
die von den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten erworbenen Rechtepakete
häufig bereits Onlinerechte enthalten. Diese wurden mit Mitteln aus dem Rund-
funkbeitrag erworben, sodass die Beitragszahlerinnen und Beitragszahler hiervon
auch profitieren sollten.

In Vertretung

Schopper

Staatssekretärin
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– Entwurf –
Stand: 14. 09. 2018



7

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457

8



9

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457

10



11

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457

12



13

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457

14



15

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457

16



17

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 4457

18



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments false
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth 8
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 600
  /GrayImageDepth 8
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /FlateEncode
  /AutoFilterGrayImages false
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.40
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /SyntheticBoldness 1.000000
  /Description <<
    /DEU ()
  >>
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [1200 1200]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


